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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

In dieser Ausgabe gibt wieder eini-
ge interessante Neuerungen nachzu-
lesen. Das LG Liineburg riittelt
kréftig an der frisch erworbenen
Freiheit der Gemeinschaften, Bal-
konanlagen anzubauen und findet
sich dabei in der restriktiven Tradi-
tion des AG Konstanz. Als War-
nung ist die Entscheidung in jedem
Fall zu verstehen; dennoch wird das
wohl nicht der Schlusspunkt der
Rechtsentwicklung sein. Das zeigt

Kurze Meldungen

Streitwert Anfechtungsklage Verwal-
terentlastung

Der BGH hat mit Beschluss vom
31.3.2011 (V_ZB 236/10) festgestellt,
dass die Verwalterentlastung einen
Auffangstreitwert von 1000 € habe. Ein
Prozentsatz einer im gleichen Zuge
angefochtenen Hausgeldabrechnung sei
kein zutreffender Ansatz fiir die Ermitt-
lung des Streitwertes. Der Streitwert sei
nach billigem Ermessen zu bestimmen,
wobei das Interesse der Wohnungsei-
gentiimer an einer vertrauensvollen
Zusammenarbeit mit der Verwaltung
der Gemeinschaft das mafgebliche
Kriterium sei.
Klingeltableau mit Videoaufzeich-
nung zulssig

Zwei Wohnungseigentiimer begehrten
den Einbau einer Videokamera am
Klingeltableau, um sehen zu koénnen,
wer klingelt. Die Einwilligung hierzu
wurde versagt. Der BGH erteilt im
Urteil vom 8.4.2011 diese Einwilligung
(V_ZR 210/10). Zwar stelle die Ergén-
zung der Klingelanlage eine bauliche
Anderung im Sinne von § 22 Abs. 1
WEG dar. Die bauliche Anderung be-
eintriachtige aber die {brigen Woh-
nungseigentiimer nicht iiber das in § 14

auch die gegenteilige Rechtansicht
des AG Hannover.

Fiir Speditionen brechen jedenfalls
schwere Zeiten heran, will man
annchmen, dass die Bundesregie-
rung ihr Mietrechtsdnderungsgesetz
durchbekommt. Die Ausnahme -
das Berliner Raumungsmodell —
wird dann zur Regel. Auch wenn
sich die Vermieter hierfiir weiterhin
der Hilfe einer Mobelspedition
versichern, wird es doch kiinftig vor

Nr. 1 WEG normierte MaB} hinaus.
Voraussetzung sei aber, dass nur der
Wohnungseigentiimer zugeschaltet
werde, bei dem es geklingelt habe und
sich die Anlage nach 1 Minute wieder
abschalte.

Kein Rechtsmittel zur Durchsetzung
von Obergutachten

Gegen die Ablehnung ein weiteres
Gutachten einzuholen, weil das Erstgut-
achten ungeniigend ist (§ 412 ZPO), ist
auch im selbstdndigen Beweisverfahren
kein Rechtsmittel gegeben, BGH-
Beschluss vom 20.4.2011 (VII _ZB
42/09).

Erfordernis der Aufrechnungsan-
kindigung im Mietvertrag wirksam

Nach einem Urteil des BGH ist eine
Formularklausel in einem Mietvertrag
wirksam, die bestimmt, dass der Mieter
die Aufrechnung mit Forderungen
gegen den Mietzins einen Monat zuvor
ankiindigen miisse. Die Giiltigkeit
werde auch nicht in Altmietvertrigen
tangiert, in denen die Vorauszahlungs-
regelung (§ 556 b BGB) noch nicht
gesetzlich geregelt war, sondern nur
eine vertragliche Regelung erfahren

der Vergabe einen Preisvergleich
und nicht mehr nur den Preis der
Lieblingsspedition des Gerichts-
vollziehers geben. Auch werden
sich wohl in nicht allzu ferner Zu-
kunft Profirdumer als neue Marktni-
sche gegen geringeres Entgelt etab-
lieren.

Es bleibt spannend. Wir wiinschen
daher wie immer eine interessante
Lektiire!

Es griif3it herzlich
Thr Anwalt

Heinz G. Schultze

haben, Urteil vom 4.5.2011, VIII ZR
191/10.
Verwalterhaftung wegen Versdu-
mung der Eichfrist

Das OLG Miinchen bestdtigt im Be-
schluss vom 13.1.2011, dass Messgerite
nicht mehr die Vermutung der Richtig-
keit der Werte fiir sich in Anspruch
nehmen konnen, wenn die Eichfrist
abgelaufen ist. In diesen Fillen muss
bei einer Abrechnung nach der HeizkV
die Richtigkeit der Werte nachgewiesen
werden. Diese Beweislastverteilung
gelte aber nicht mehr, wenn der Verwal-
ter in die Haftung genommen werden
soll. Dann sei es Sache des Anspruchs-
stellers, den Schaden darzulegen und
bei Bestreiten zu beweisen (32 Wx
32/10), ZMR 2011, 406.

Balkonanbau kann beschlossen wer-
den

Das AG Hannover hat mit Urteil vom
26.10.2010 festgestellt, dass Balkonan-
lagen einem Modernisierungsbeschluss
nach § 22 Abs. 2 WEG zugénglich sind.
Eine Anderung der Eigenart der Wohn-
anlage trete hierdurch nicht ein (483 C
3145/10), ZWE 2011, 144.
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 412 Neues Gutachten
(1) Das Gericht kann eine neue Begutachtung durch dieselben oder durch andere
Sachverständige anordnen, wenn es das Gutachten für ungenügend erachtet.
(2) Das Gericht kann die Begutachtung durch einen anderen Sachverständigen anordnen,
wenn ein Sachverständiger nach Erstattung des Gutachtens mit Erfolg abgelehnt ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bauliche Veränderungen und Aufwendungen, die über die ordnungsmäßige Instandhaltung
oder Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums hinausgehen, können beschlossen
oder verlangt werden, wenn jeder Wohnungseigentümer zustimmt, dessen Rechte durch
die Maßnahmen über das in § 14 Nr. 1 bestimmte Maß hinaus beeinträchtigt werden. Die
Zustimmung ist nicht erforderlich, soweit die Rechte eines Wohnungseigentümers nicht in
der in Satz 1 bezeichneten Weise beeinträchtigt werden.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Miete ist zu Beginn, spätestens bis zum dritten Werktag der einzelnen
Zeitabschnitte zu entrichten, nach denen sie bemessen ist.
(2) Der Mieter kann entgegen einer vertraglichen Bestimmung gegen eine Mietforderung
mit einer Forderung auf Grund der §§ 536a, 539 oder aus ungerechtfertigter
Bereicherung wegen zu viel gezahlter Miete aufrechnen oder wegen einer solchen
Forderung ein Zurückbehaltungsrecht ausüben, wenn er seine Absicht dem Vermieter
mindestens einen Monat vor der Fälligkeit der Miete in Textform angezeigt hat. Eine
zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Maßnahmen gemäß Absatz 1 Satz 1, die der Modernisierung entsprechend § 559
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches oder der Anpassung des gemeinschaftlichen
Eigentums an den Stand der Technik dienen, die Eigenart der Wohnanlage nicht ändern
und keinen Wohnungseigentümer gegenüber anderen unbillig beeinträchtigen, können
abweichend von Absatz 1 durch eine Mehrheit von drei Viertel aller stimmberechtigten
Wohnungseigentümer im Sinne des § 25 Abs. 2 und mehr als der Hälfte aller
Miteigentumsanteile beschlossen werden. Die Befugnis im Sinne des Satzes 1 kann durch
Vereinbarung der Wohnungseigentümer nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen werden.

Schultze
Kommentar zu Text
Jeder Wohnungseigentümer ist verpflichtet:
1. die im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile so instand zu halten und von diesen
sowie von dem gemeinschaftlichen Eigentum nur in solcher Weise Gebrauch zu machen,daß dadurch keinem der anderen Wohnungseigentümer über das bei einem geordneten
Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst;


Immobilienrecht

Eingeschrankte GrundstickserschlieBung als Mangel

Dem Urteil vom 8.4.2011 lag ein
Rechtsstreit zugrunde, bei dem
die Parteien uneins dariiber wa-
ren, ob die verkaufte Immobilie
an einem Mangel leidet. Die
Kéufer erwarben 1999 ein im
AuBenbereich errichtetes Wohn-
haus im Hochschwarzwald. Das
Grundstiick war nicht an die
offentliche = Wasserversorgung
angeschlossen. Im Zeitpunkt des
Verkaufs erfolgte die Wasser-
versorgung des  Grundstiicks
iber ein Nachbargrundstiick.
Der Verkédufer hatte sich vom
Nachbarn das Recht einrdumen
lassen, Wasser und Abwasser
iber die auf dem Nachbargrund-
stiick befindlichen Leitungen zu
beziehen bzw. zu entsorgen.

Nach dem Verkauf gelang es den
Nachbarn einen direkten 6ffent-
lichen Anschluss zu erlangen. Er
forderte die Kdufer auf, sich um
eine Figenversorgung zu kiim-
mern. Ein 2002 geschlossener
Vertrag fiir die Nutzung der
Leitungen wurde Ende 2008

gekiindigt, so dass dem Grund-
stiick der Kéufer jegliche Was-
server- und Entsorgung fehlte.
Die Gemeinde lehnte einen An-
schluss an das offentliche Lei-
tungssystem ab. Die Kéufer ver-
langten schlieBlich gut 270.000 €
Schadensersatz vom Verkaufer.

Entgegen den Ausfithrungen des
OLG Karlsruhe nahm der V.
Zivilsenat beim BGH einen Feh-
ler der Kaufsache an. Der Fehler
konne in den Eigenschaften des
Kaufgegenstandes selbst liegen.
In Betracht kiimen aber auch alle
tatsdchlichen, rechtlichen, sozia-
len und wirtschaftlichen Bezie-
hungen zur Umwelt, die der
Verkehrsanschauung nach den
Wert und die Brauchbarkeit der
Kaufsache unmittelbar beein-
flussten  (BGH-Urteil  vom
13.10.2000, V ZR 430/99). Die
Immobilie sei von den Kéaufern
erkennbar zu Wohnzwecken und
damit erkennbar in der Erwar-
tung gekauft worden, dass die
Wasserversorgung gesichert
wire. Auch im Hinblick auf die
abgelegene Lage des Grund-
stiicks konnten die Kaufer zwar
nicht damit rechnen, dass das
Grundstiick an das offentliche
Wasser- und Abwassersystem
angeschlossen sei. Sie durften
aber mangels anderweitiger In-
formationen des Verkiufers

davon ausgehen, dass die beste-
hende Wasserversorgung in der
Weise gesichert sei, dass sie
nicht ohne ihre Zustimmung von
Dritten unterbrochen werden
konne. Soweit die Versorgung
nicht durch eigene Leitungen
und Anlagen erfolgte, sondern
die Mitbenutzung von Anlagen
des Nachbarn erforderte, ent-
sprach es mithin der Sollbe-
schaffenheit der Kaufsache, dass
der  jeweilige Eigentiimer
berechtigt sei, diese Anlage zu
nutzen. Von dieser Sollbeschaf-
fenheit weiche das Grundstiick
ab, so dass ein Sachmangel ge-
geben sei.

Den Rechtsstreit konnte der
BGH nicht abschlieBend ent-
scheiden, da die Parteien im
Vertrag die Sachméngelhaftung
ausgeschlossen hatten, so dass
eine Haftung nur in Betracht
kommt, wenn der Mangel arglis-
tig verschwiegen worden war (§
463 S. 2 BGB a.F.). Nur bei
vorsitzlichem Handeln konnten
auch Anspriiche wegen Ver-
schuldens bei Vertragsschluss
begriindet sein (BGH Urteil vom
6.10.1989, NJW-RR 1990,78),
so dass diese tatsdchliche Frage
zundchst vom Berufungsgericht
noch aufzukldaren ist (V__ZR
185/10).

Nachweiserfordernisse bei Grundbucheintragung einer GbR

Der BGH hatte iiber die Nach-
weiserfordernisse einer GbR zu
verhandeln, deren Antrag auf
Eintragung einer Auflassungs-
vormerkung vom Grundbuchamt
zuriick gewiesen wurde. Das
Amtsgericht forderte die Gesell-
schafter auf, den Gesellschafts-

vertrag offen zu legen. Andern-
falls konne die kiinftige Eigen-
tiimerin nicht zweifelsfrei identi-
fiziert werden. Es sei nicht klar,
ob die Gesellschafter mogli-
cherweise noch andere Gesell-
schaften unterhielten, die auch

Grundeigentum erwerben wiir-
den.

Das sah der BGH anders. Er-
werbe eine GbR Grundstiicks-
oder Wohneigentum, geniige fiir
die Eintragung des Eigentums-
wechsels, wenn die GbR wund
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deren Gesellschafter in der nota-
riellen Urkunde benannt seien
und die fiir die GbR Handelnden
erkldrten, dass sie deren alleini-

Mietrecht

SCHULTZE™ =E

ge Gesellschafter seien. Eines
weitergehenden Nachweises der
Existenz oder Identitdt der Ge-
sellschaft sowie der Vertre-

tungsverhiltnisse  bediirfe es
dann nicht, Beschluss vom
28.4.2011, V. ZB 194/10.

BGH zur Betriebskostenabrechnung bei Mietminderung

Mit Urteilen vom 6.4.05 (XII ZR
225/03, Z1V 2005, 22) und vom

Modell 1: Fiktive Einstellung

20.7.05 (VII ZR 347/04, ZIV
2005, 52) hat der BGH entschie-
den, dass die Mietminderung auf
der Basis der Bruttowarmmiete
zu berechnen ist. Die vorstehen-
de BGH-Rechtsprechung hat
Einfluss auf die Betriebskosten-
abrechnung, weil die Mietmin-
derung auch zu einer Reduzie-
rung der BK-Vorauszahlungen
fiihrt. Dies hat zwangsldufig
auch rechnerische Konsequen-

zen fur die Betriebskostenab-
rechnung.

Nunmehr hat der BGH im Urteil
vom 13.4.2011 (VIII ZR 223/10)
erldutert, wie diese Beriicksich-
tigung der Mietminderung im
Rahmen der Betriebskostenab-
rechnung erfolgen kann. Zum
Verstindnis seien zunidchst die
zwei Modelle dargestellt, die
bisher insoweit erortert wurden:

Bei dieser Variante werden dem Mieter die Minderungsbetriage auf die Betriebskosten fiktiv in die Vor-

auszahlungen mit eingestellt.

Grundannahmen fiir die Beispiele:

200 € Miete
100 € BK-Vorauszahlungen
Wirtschaftsjahr hier: 4 Monate

Tabelle: Tatsdchliches Zahlungsverhalten nach Minderung

Monat Kaltmiete Bk-Vorauasz. |X 10%  Minde- | Voraus-Neu
rung

1 200 100 300 30 90

2 200 100 300 30 90

3 200 100 300 30 90

4 200 100 300 30 90

Bk-Abrechnung 1 (richtig)
(Kosten: 500 €)

Bk-Abrechnung 1 (falsch)
(Kosten: 500 €)

Ergebnis ohne Minderung:

Kosten: 500 €

Voraus: 400 €
Nachzahlung: 100 €
Ergebnis mit Minderung Ergebnis mit Minderung

Kosten: 500 €

Kosten: 500 €
Voraus: 360 €
Nachzahlung: 140 €

Voraus: 360 €
Fiktiv: 40 €
Nachzahlung: 100 €

30


http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/

Das Ergebnis im linken Kasten
wire falsch und widerspriche
der BGH-Entscheidung  zur
Mietminderung. Denn der Anteil
an den (rechtmiBig) geminderten

Betriebskostenvorauszahlungen

wiirde sich der Vermieter wieder
iiber die Abrechnung zuriickho-
len. Dieses Modell sieht daher
vor, dass dem Mieter die Diffe-

renz aus Soll-Vorauszahlung und

geminderter

Vorauszahlung

fiktiv eingestellt wird.

Modell 2: AbschlieRende Minderungsberechnung bei der Bk-Abrechnung

Tabelle: Tatsdchliches Zahlungsverhalten nach Minderung

Monat Kaltmiete Bk-Vorauasz. |X 10%  Minde- | Mietzahlung
rung

1 200 100 300 30 270

2 200 100 300 30 270

3 200 100 300 30 270

4 200 100 300 30 270
Tabelle: Minderungsbetrages unter Beriicksichtigung der tatsdchlichen Betriebskosten

Monat Kaltmiete Bk-eigentlich |Z 10%  Minde-|10%  Minde-

(500/4) rung auf Bk rung auf BK-Ist

1 200 125 325 12,50 10

2 200 125 325 12,50 10

3 200 125 325 12,50 10

4 200 125 325 12,50 10

Bk-Abrechnung (richtig)
(Kosten: 500 €)

Ergebnis mit Minderung
Kosten: 500 €

Voraus: 360 €
Nachzahlung: 140 €
Minderung auf BK: 50 €
Nachzahlung neu: 90 €

Diese Variante ist rechnerisch korrekter, weil auch die Nach-
zahlungsbetrige auf die Bk-Abrechnung eine Minderung erfah-
ren. Sie ist aber auch ungleich komplizierter.

Der Bundesgerichtshof nimmt zu diesen Varianten im Einzel-
nen nicht Stellung, sondern stellt dar, wie er die Abrechnung
fiir am praktikabelsten erachtet. Er bildet zunédchst die Summe
von Nettokaltmiete und insgesamt angefallenen Kosten. Hier-
von zieht er die Mietminderung ab. Vom Gesamtergebnis zieht
er dann die tatsdchlich geleisteten Zahlungen ab. Fiir die Be-
triebskostenabrechnung sieht die Berechnung dann folgender-

mafen aus:

Tabelle: Tatsdachliches Zahlungsverhalten nach Minderung

(Kosten: 500 €)
Ergebnis mit Minderung

Miete: 800 €

Kosten: 500 €

Summe: 1300 €

./. 10% Minderung: 130 €
Zwischensumme: 1170 €
./. Mietzahlungen: 1080
Summe: 90

Hinweis: Die hier gewéhlte
Darstellung dient nur dem
Verstindnis.  Sie  stellt
keine Vorgabe des BGH
zur Darstellung der Be-
triebskostenabrechnung
dar.

Monat Kaltmiete Bk-Vorauasz. |X 10%  Minde- | Mietzahlung
rung
1 200 100 300 30 270
2 200 100 300 30 270
3 200 100 300 30 270
4 200 100 300 30 270
1080
Bk-Abrechnung nach BGH
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Anpassung der Nebenkostenvorauszahlungen

Mit Fragen der Erhohung der
Vorauszahlungen fiir die Be-
triebskosten nach § 560 BGB
setzte sich der BGH im Urteil
vom 18.5.2011 (VIII ZR 271/10)
auseinander. Die Mieterin hatte
monatliche Vorauszahlungen auf
die Betriebskosten in Hohe von
114,74 € zu leisten. Das Wirt-
schaftsjahr lief von Juni bis Mai
des Jahres.

Mit Schreiben vom 30.12.2008
teilte die Mieterin der Vermiete-
rin mit, dass sie aufgrund der
positiven Abrechnung fiir das
Wirtschaftsjahr  2006/2007 die
Vorauszahlungen riickwirkend
zum 1.6.2008 auf 84,79 € redu-
ziere und das sich hieraus erge-
bende Guthaben mit den Folge-
mieten verrechnen wiirde. Die

Vermieterin  klagte darauthin
diese durch die Verrechnung
entstandenen Riickstdnde von
insgesamt 1037 € ein. Die Klage
war beim Amtsgericht erfolg-
reich. Das LG Koln hob das
Urteil auf und wies die Klage
der Vermieterin ab. Die Revision
der Vermieterin hatte teilweise
Erfolg.

Der BGH fiihrt aus, dass eine
Anpassung der Vorauszahlungen
von jeder Mietvertragspartei
durch Erkldrung in Textform
verlangt werden konne, § 560
Abs. 4 BGB. Dies sei durch die
Mieterin mit Schreiben vom
30.12.2008 erfolgt. Entgegen der
Ansicht des Berufungsgerichts
sei dabei unschéadlich, dass die
Erhéhung auf die Abrechnung

2006/2007 gestiitzt werde und
gleichzeitig das Wirtschaftsjahr
2007/2008 schon abgelaufen
war, als mit Schreiben vom
30.12.2008 die Anpassung ge-
fordert wurde. Eine Einschrin-
kung, dahingehend, dass eine
Anpassung nur auf der Grundla-
ge der letztmdglichen Abrech-
nung erfolgen konne, sei dem
Gesetz nicht zu entnehmen. Al-
lerdings sei dem Berufungsge-
richt beizupflichten, dass eine
Anpassung nur fiir die Zukunft
verlangt werden konne. Die An-
passung ab den 1.6.2008 konnte
mithin nicht gefordert werden.
Eine Anpassung sei vielmehr
erst ab Januar 2009 moglich
gewesen. Nur insoweit war auch
die Verrechnung durch die Mie-
terin zuléssig.

Klage auf zukinftige Mietzahlung

Eine Klage auf kiinftige Zahlung
von Miete bzw. Nutzungsent-
schiadigung ist nach Auffassung
des BGH unter bestimmten Vor-
aussetzungen moglich. Dem
Urteil vom 4.5.2011 lag ein
Sachverhalt zugrunde, bei dem
die Mieterin monatlich 470 €
Miete einschlieflich der Voraus-
zahlungen fiir Betriebskosten zu
leisten hatte. Nachdem drei Mo-
natsmieten in Riickstand waren,
kiindigte der Vermieter fristlos

und verlangte die Wohnung
heraus. Als die Mieterin nicht
auszog, erhob der Vermieter
Raumungsklage. Er beantragte
ferner wegen Besorgnis der
Nichterfiillung nach § 259 ZPO,
die Mieterin zu verurteilen, die
monatliche Nutzungsentschadi-
gung in Hohe der Miete bis zur
Réumung der Wohnung an den
Vermieter zu bezahlen. Das
Amtsgericht gab der Klage statt.
Das Berufungsgericht hob inso-

weit das Urteil wieder auf und
wies die hierauf gerichtete Klage
ab. Der BGH trat der Rechtsan-
sicht des LG Hannover entgegen
und hob wiederum dessen Urteil
auf. Er stellte fest, dass die Be-
sorgnis der Nichterflillung gege-
ben sei, wenn feststehe, dass die
Mieterin einen mehrfachen Mo-
natsbetrag an Miete schulde
(VIII ZR 146/10).

Verjahrung von Ersatzansprichen fr Schénheitsreparaturarbeiten

Die Instanzgerichte beschéftigte
in letzter Zeit sehr die Rechts-
frage, wann Ersatzanspriiche des
Mieters verjahren, die infolge
von Schoénheitsreparaturen be-
griindet wurden, die er in Un-
kenntnis einer unwirksamen

Schonheitsreparaturklausel leis-
tete (vgl. ZIV 2010, 81).

Der BGH wendet fiir die Verjéh-
rungsbeurteilung die Regelung
in § 548 BGB an und geht von
einer 6-monatigen Verjdhrung
aus, die mit Riickgabe der Miet-
sache zu laufen beginne. Bei der

gesetzlichen Regelung komme
es auf die Kenntnis des Mieters,
dass ihm Anspriiche zustiinden,
nicht an. Die allgemeine Verjéih-
rungsfrist von 3 Jahren nach §
195 BGB sei nicht einschlégig.
BGH-Urteil vom 4.5.2011 (VIII
ZR 195/10).
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Ansprüche des Mieters auf Ersatz von Aufwendungen oder auf Gestattung der
Wegnahme einer Einrichtung verjähren in sechs Monaten nach der Beendigung des
Mietverhältnisses.

Schultze
Kommentar zu Text
Klage auf künftige Leistung kann außer den Fällen der §§ 257, 258 erhoben werden,
wenn den Umständen nach die Besorgnis gerechtfertigt ist, dass der Schuldner sich der
rechtzeitigen Leistung entziehen werde.

Schultze
Kommentar zu Text
(4) Sind Betriebskostenvorauszahlungen vereinbart worden, so kann jede Vertragspartei
nach einer Abrechnung durch Erklärung in Textform eine Anpassung auf eine angemessene
Höhe vornehmen.


Gewerbemietrecht

Absicherung eines Gewerbemietvertrages mit beschrankt persénlicher Dienstbarkeit

Der BGH setzte sich im Be-
schluss vom 7.4.2011 mit dem
Absicherungsumfang einer be-
schriankt personlichen Dienst-
barkeit eines Gewerbemieters
auseinander. Eine beschriankt
personliche Dienstbarkeit wird
vor allem auf Wunsch des (Ge-
werbe-) Mieters eingetragen. Sie
soll den Bestand des Mietvertra-
ges in bestimmten Situationen
schiitzen. Zwar ist in § 566 BGB
bestimmt, dass der Verkauf der
Mietsache den Mietvertrag nicht
tangiert (Kauf bricht Miete
nicht); es gibt aber Fallkonstella-
tionen, die fiir den Mieter prob-
lematisch sind. So gilt die Rege-
lung nicht, wenn der Mietvertrag
abgeschlossen ist, die Mietrdume
aber noch nicht iibergeben wur-
den, § 567a BGB (fiir Gewerbe:
§ 578 Abs. 2 BGB). Auch die
Insolvenz des Vermieters (§ 111
InsO) oder die Zwangsversteige-
rung (§ 57a ZVG) erdffnen au-
Berordentliche Kiindigungsmdg-
lichkeiten, die liber die vertragli-
che Gestaltung des Mietvertra-
ges nicht absicherbar sind. Hier-
fur hilft die Dienstbarkeit weiter,
die die Nutzung zumindest dann
absichern kann, wenn sie erst-

WEG-Recht

rangig eingetragen ist und so
»LZwangsversteigerungsresistent*
ist.

Im zugrundeliegenden Fall hatte
sich der Gewerbemieter die Nut-
zung als Waren- und Parkhaus
absichern lassen. In der Bestel-
lungsurkunde (gleichzeitig der
Mietvertrag) war ferner geregel-
te, dass die beschriankt personli-
che Dienstbarkeit unter einer
auflésenden Bedingung stehen
solle. Sie sollte erloschen, wenn
der Mieter einen Insolvenzantrag
stellt, ein Insolvenzverfahren
mangels Masse abgewiesen oder
eroffnet wird oder wenn ein
vorldufiges Insolvenzverfahren
mit Sicherungsmalnahmen an-
geordnet wird.

Es kam, wie es kommen musste,
es wurde ein Insolvenzantrag
gestellt und im vorldufigen In-
solvenzverfahren wurden Siche-
rungsmalnahmen  angeordnet.
Eine der Bedingungen war somit
eingetreten. Der Vermieter bean-
tragte erfolgreich die Loschung
der Dienstbarkeit im Grundbuch.
Hiergegen wandte sich der In-
solvenzverwalter des Gewerbe-

meiters. Er war der Auffassung,
dass die Regelung zur Loschung
der Dienstbarkeit gegen § 112
InsO verstole. Danach konne
der Vermieter das Mietverhiltnis
nicht kiindigen wegen eines
Riickstands der Mietzinszahlung,
die vor dem Antrag auf Eroff-
nung des Insolvenzverfahrens
eingetreten sei. Die Kiindigungs-
sperre greife auch im Falle der
Vermogensverschlechterung.
Hiervon abweichende Regelun-
gen seien nach § 119 InsO un-
wirksam.

Diesen Rechtsausfiihrungen trat
der BGH entgegen. Die Rege-
lungen bezweckten den Schutz
des Mieters. Zu seinem Nachteil
diirften die Regelungen der In-
solvenzordnung nicht vertraglich
abbedungen werden. Die zusitz-
lich eingeriumte beschriankt
personliche Dienstbarkeit beste-
he daneben nur zur zusitzlichen
Absicherung des Mietvertrages.
Sie werde daher vom gesetzli-
chen Schutz der Insolvenzord-
nung nicht erfasst. Die Loschung
im Grundbuch sei daher zu recht
erfolgt (V ZB 11/10).

Erneute Entscheidung zur IH-Ricklage und Kostenverteilungsschlissel

Der Bundesgerichtshof hat sich
im Urteil vom 1.4.2011 erneut

zur Instandhaltungsriicklage
positioniert und interessante
Ausfiihrungen zur Anderung von
Kostenverteilungsschliisseln
gemacht (V ZR 162/10).

Nach der Gemeinschaftsordnung
der Gemeinschaft war vorgese-
hen, dass die Betriebs- und In-
standhaltungskosten des Ge-

meinschaftseigentums im Ver-
héltnis der Wohnfldchen verteilt
werden. Die Gemeinschaftsord-
nung sah ferner eine Offnungs-
klausel vor, wonach der vorge-
gebene Verteilungsschliissel
,von der Wohnungseigentiimer-
versammlung mit einer -
Mehrheit gedndert* werden kon-
ne.
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Schultze
Kommentar zu Text
Ein Miet- oder Pachtverhältnis, das der Schuldner als Mieter oder Pächter eingegangen
war, kann der andere Teil nach dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht
kündigen:
1. wegen eines Verzugs mit der Entrichtung der Miete oder Pacht, der in der
Zeit vor dem Eröffnungsantrag eingetreten ist;
2. wegen einer Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Schuldners.

Schultze
Kommentar zu Text
Vereinbarungen, durch die im voraus die Anwendung der §§ 103 bis 118 ausgeschlossen
oder beschränkt wird, sind unwirksam.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wird der vermietete Wohnraum nach der Überlassung an den Mieter von dem Vermieter
an einen Dritten veräußert, so tritt der Erwerber anstelle des Vermieters in die sich
während der Dauer seines Eigentums aus dem Mietverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein.
(2) Erfüllt der Erwerber die Pflichten nicht, so haftet der Vermieter für den von dem
Erwerber zu ersetzenden Schaden wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage
verzichtet hat. Erlangt der Mieter von dem Übergang des Eigentums durch Mitteilung
des Vermieters Kenntnis, so wird der Vermieter von der Haftung befreit, wenn nicht
der Mieter das Mietverhältnis zum ersten Termin kündigt, zu dem die Kündigung
zulässig ist.

Schultze
Kommentar zu Text
Hat vor der Überlassung des vermieteten Wohnraums an den Mieter der Vermieter den
Wohnraum an einen Dritten veräußert oder mit einem Recht belastet, durch dessen
Ausübung der vertragsgemäße Gebrauch dem Mieter entzogen oder beschränkt wird, so
gilt das Gleiche wie in den Fällen des § 566 Abs. 1 und des § 567, wenn der Erwerber
dem Vermieter gegenüber die Erfüllung der sich aus dem Mietverhältnis ergebenden
Pflichten übernommen hat.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Auf Mietverhältnisse über Räume, die keine Wohnräume sind, sind die in Absatz 1
genannten Vorschriften sowie § 552 Abs. 1, § 554 Abs. 1 bis 4 und § 569 Abs. 2
entsprechend anzuwenden. Sind die Räume zum Aufenthalt von Menschen bestimmt, so gilt
außerdem § 569 Abs. 1 entsprechend.

Schultze
Kommentar zu Text
Veräußert der Insolvenzverwalter einen unbeweglichen Gegenstand oder Räume, die der
Schuldner vermietet oder verpachtet hatte, und tritt der Erwerber anstelle des
Schuldners in das Miet- oder Pachtverhältnis ein, so kann der Erwerber das Miet- oder
Pachtverhältnis unter Einhaltung der gesetzlichen Frist kündigen. Die Kündigung kann
nur für den ersten Termin erfolgen, für den sie zulässig ist. § 57c des Gesetzes über
die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung gilt entsprechend.

Schultze
Kommentar zu Text
Der Ersteher ist berechtigt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter Einhaltung der
gesetzlichen Frist zu kündigen. Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn sie nicht für
den ersten Termin erfolgt, für den sie zulässig ist.


Die Gemeinschafter beschlossen
auf der WEG-Versammlung
2009 die Anderung der Umlage
der Betriebskosten sowie die
Zufiihrung Riicklage Tiefgarage
nach Einheiten. Auf der Grund-
lage des gednderten Verteilungs-
schliissels wurde anschlieend
die Abrechnung fiir das Wirt-
schaftsjahr 2008 beschlossen.
Die gegen die Beschliisse erho-
bene Anfechtungsklage blieb in
den Vorinstanzen erfolglos. Der
BGH hob die Urteile auf.

Der V. Zivilsenat fiihrte aus,
dass die Neuregelung eines Kos-
tenverteilungsschliissels den
Grundsitzen ordnungsgemaéBer
Verwaltung entsprechen miisse.
Dabei sei zu beriicksichtigen,
dass den Wohnungseigentiimern
bei der Anderung des Umlage-
schliissels nach § 16 Abs. 3
WEG aufgrund ihres Selbstorga-
nisationsrechts ein weiter Gestal-
tungsspielraum eingerdumt sei.
Sie diirften dabei jeden Malistab
wihlen, der den Interessen der
Gemeinschaft und der einzelnen
Wohnungseigentiimer angemes-
sen sei und insbesondere nicht
zu einer ungerechtfertigten Be-
nachteiligung FEinzelner fiihre.
Die frither diskutierte Frage, ob
fiir eine Anderung auch ein sach-
licher Grund vorliegen miisse,
sei aufgrund der Gesetzesbe-
griindung jedenfalls zu bejahen.
Ob man jedoch diesen sachli-
chen Grund als Anderungsvor-
aussetzung auffasse oder bei
dessen Fehlen das Fehlen einer
ordnungsgemiflen Verwaltung
annehme, sei eine rein rechts-
dogmatische Frage, die der Senat
im letztgenannten Sinne beant-
worten wiirde.

Der Senat setzte sich auch mit
der Frage auseinander, inwieweit
die Anfechtung durchgreife, weil
sie den Kostenverteilungsschliis-
sel riickwirkend dndere. Vorlie-
gend sei ein Fall der unechten
Riickwirkung zu konstatieren,
weil das Wirtschaftsjahr abrech-
nungstechnisch noch nicht im
Wege des  Abrechnungsbe-
schlusses abgeschlossen gewe-
sen sei. In diesen Féllen sei eine
Anderung vorbehaltlich spezial-
gesetzlicher Einschrankungen (§
6 Abs. 4 HeizkV) unschidlich.
Auch der ,alte Verteilungs-
schlissel im  Wirtschaftsplan
begriinde insoweit kein schutz-
wiirdiges Vertrauen (Urteil vom
9.7.2010, V ZR 202/09). Dabei
stellt der BGH auch fest, dass
auch Fille echter Riickwirkung
nicht per se unzuldssig seien.
Lagen besondere Umsténde vor,
dass etwa der bisher verwendete
Schliissel unbrauchbar und in
hohem MaBe unpraktikabel sei
oder zu grob unbilligen Ergeb-
nissen fiihre, kdme auch eine
riickwirkende Anderung in Be-
tracht.

Unter diesen Pramissen erklérte
das Gericht die Anderung des
Verteilungsschliissels  fiir  die
Betriebskosten fiir wirksam (§
16 Abs. 3 WEG), den fiir die
Zufiihrung zur Instandhaltungs-
riicklage fiir unwirksam (§ 16
Abs. 4 WEG). Sie werde fiir
bauliche MaBnahmen in der
Zukunft gebildet; der von § 16
Abs. 4 geforderte Einzelfall lage
damit nicht vor. Die Gemein-
schaft hitte insoweit keine Be-
schlusskompetenz, so dass dieser
Beschluss nichtig sei. Insoweit
helfe auch die Offnungsklausel
in der Gemeinschaftsordnung

nicht weiter. Sie sei vor dem
Hintergrund der wirtschaftlichen
Tragweite dahingehend zu ver-
stehen, dass die Abénderung
eine ¥-Mehrheit aller und nicht
nur der in der Versammlung
anwesenden Wohnungseigentii-
mer erfordere. Diese Mehrheit
sei indessen auf der Versamm-
lung nicht zustande gekommen,
weil hierfiir schon nicht genii-
gend Gemeinschafter anwesend
waren.

SchlieBlich wendete sich das
Gericht abermals gegen die Dar-
stellung der Zuflihrung zur
Riicklage, die auch in der streit-
gegenstiandlichen ~ Abrechnung
unter den Anforderungen des
Urteils vom 4.12.2009 (V ZR
44/09) als ungeniigend gewlir-
digt wurde. Es sei aus der Sicht
eines verstindigen — durch-
schnittlichen — Wohnungseigen-
tiimers grob irrefiihrend, wenn
Zahlungen auf die Instandhal-
tungsriicklage als  Ausgaben
dargestellt wiirden. Als Hinweis
fiir die Verwalter wird weiter
ausgefiihrt: ,,Vor diesem Hinter-
grund hat der Senat auch in der
genannten Entscheidung keine
Vertrauensgesichtspunkte far
durchgreifend erachtet. Dass die
unzutreffende Darstellung vor-
liegend auf den Einsatz von
Software zuriickzufiihren ist, die
den Anforderungen einer ord-
nungsgemanen Abrechnung
nicht geniigt, rechtfertigt keine
abweichende rechtliche Beurtei-
lung. Es ist Sache des Verwal-
ters, der Wohnungseigentiimer-
versammlung eine zutreffende
Abrechnung vorzulegen. Unrich-
tige EDV-Ausdrucke sind von
ihm zu korrigieren.*

Alternativangebote bei Verwalterbestellung

Im Urteil vom 1.4.2011 klérte
der BGH die Rechtsfrage, in
welchen Fillen bei der Verwal-

terneubestellung Alternativange-
bote eingeholt werden miissten.
Danach miissten nur bei einer

Neuvergabe des Verwalteramtes
Alternativangebote eingeholt
werden, nicht aber bei einer
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Schultze
Kommentar zu Text
(4) Die Wahl der Abrechnungsmaßstäbe nach Absatz 2 sowie nach § 7 Absatz 1 Satz
1, §§ 8 und 9 bleibt dem Gebäudeeigentümer überlassen. Er kann diese für künftige
Abrechnungszeiträume durch Erklärung gegenüber den Nutzern ändern
1. bei der Einführung einer Vorerfassung nach Nutzergruppen,
2. nach Durchführung von baulichen Maßnahmen, die nachhaltig Einsparungen von
Heizenergie bewirken oder
3. aus anderen sachgerechten Gründen nach deren erstmaliger Bestimmung.
Die Festlegung und die Änderung der Abrechnungsmaßstäbe sind nur mit Wirkung zum Beginn
eines Abrechnungszeitraumes zulässig.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Die Wohnungseigentümer können abweichend von Absatz 2 durch Stimmenmehrheit
beschließen, dass die Betriebskosten des gemeinschaftlichen Eigentums oder des
Sondereigentums im Sinne des § 556 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches, die nicht
unmittelbar gegenüber Dritten abgerechnet werden, und die Kosten der Verwaltung nach
Verbrauch oder Verursachung erfasst und nach diesem oder nach einem anderen Maßstab
verteilt werden, soweit dies ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht

Schultze
Kommentar zu Text
(4) Die Wohnungseigentümer können im Einzelfall zur Instandhaltung oder Instandsetzung
im Sinne des § 21 Abs. 5 Nr. 2 oder zu baulichen Veränderungen oder Aufwendungen
im Sinne des § 22 Abs. 1 und 2 durch Beschluss die Kostenverteilung abweichend von
Absatz 2 regeln, wenn der abweichende Maßstab dem Gebrauch oder der Möglichkeit des
Gebrauchs durch die Wohnungseigentümer Rechnung trägt. Der Beschluss zur Regelung
der Kostenverteilung nach Satz 1 bedarf einer Mehrheit von drei Viertel allerstimmberechtigten Wohnungseigentümer im Sinne des § 25 Abs. 2 und mehr als der Hälfte
aller Miteigentumsanteile.


Wiederbestellung. Der Aufwand
der Einholung von Neuangebo-
ten sei nur angezeigt, wenn die
Wohnungseigentiimer oder er-
hebliche Teile der Wohnungsei-
gentimer mit der Arbeit des
bisherigen = Verwalters  nicht
mehr zufrieden seien oder An-
lass bestiinde, die Angemessen-
heit von dessen Honorierung zu
iiberpriifen. Das Entgelt sei aber
nicht der einzige und auch nicht
der wichtigste Gesichtspunkt bei
der Entscheidung iiber die Be-
stellung der Verwaltung. Ent-
scheidend sei vielmehr, ob der in
Aussicht genommene Verwalter
seiner Aufgabe gerecht werde
und ob die Wohnungseigentiimer
mit ihm auch im Alltag gut zu-
recht kimen. Denn nur dann sei
ein reibungsloses Funktionieren

der Wohnungseigentiimerge-
meinschaft sicher gestellt. Hin-
sichtlich preiswerteren Alterna-
tivangeboten auf dem Markt
diirften die Wohnungseigentii-
mer auch im Vertrauen auf die
bekannten Féhigkeiten des am-
tierenden Verwalters den Vor-
rang gegeniiber moglichen Ein-
sparungen durch Beauftragung
eines ihnen unbekannten, neuen
Verwalters einrdumen.

Nach diesen allgemeinen Aus-
fiihrungen kam das Gericht in
concreto zu dem Ergebnis, dass
die Verwaltungsarbeit des vor-
maligen Verwalters diesen An-
forderungen geniige. Zwar habe
dieser nicht in jedem Jahr eine
Abrechnung beschlossen ().
Dieser Umstand bediirfte jedoch

keiner Vertiefung, weil das be-
hauptete Defizit zwischenzeit-
lich abgestellt worden sei. Auch
das Sdumnis des Verwalters, fiir
eine Neubestellung rechtzeitig
vor Ablauf der Bestellzeit Sorge
zu tragen, wiege nicht schwer,
weil dieses einmalige Versehen
ein kollektives Versagen gewe-
sen sei, das weder dem Beirat
noch den iibrigen Wohnungsei-
gentiimern aufgefallen sei (V. ZR
96/10).

Anmerkung: Das OLG Koln erach-
tete im Beschluss vom 8.11.2006 —
allerdings auch wegen weiterer
Verfehlungen — den Verwalter fiir
ungeeignet, der es versdumt seine
eigene Neubestellung zu veranlas-
sen (ZIV 2007, 60).

Erledigung von Anfechtungsklagen

Mit der Erledigung einer Be-
schlussanfechtungsklage hat sich
der BGH im Urteil vom
13.5.2011 auseinander gesetzt.
Eine Erledigung liegt vor, wenn
die Entscheidung iiber eine ur-
spriinglich zuldssige und be-
griindete Klage unsinnig wird,
weil ein erledigendes Ereignis
eine Sachentscheidung entbehr-
lich macht. Klassischerweise
liegt beispielsweise ein erledi-
gendes Ereignis vor, wenn der
Schuldner auf die Zahlungsklage
hin bezahlt. Auf Antrag des Kla-
gers ist dann vom Gericht per
Beschluss nur noch iiber die
Kosten des Rechtsstreits zu ent-
scheiden, § 91 a ZPO.

Ob ein Sachentscheidungsinte-
resse und damit eine Zuldssig-
keitsvoraussetzung fiir die Aus-
urteilung trotz  erledigendem
Ereignis bei baulichen Mafnah-
men der Gemeinschaft weiterhin
bestehen kann, hatte nunmehr
der V. Zivilsenat zu entscheiden.
Die Gemeinschaft hatte im Jahre
2008 eine Fassadensanierung im

Wert von 45.000 € beschlossen.
Wenig spéter ergab sich, dass
der Finanzbedarf um 20.000 €
hoher ausfallen wiirde. Ein ent-
sprechender  Beschluss, das
Budget auf 65.000 € zu erhdhen,
wurde wegen Formfehlern auf-
grund einer vorangegangenen
Anfechtungsklage gerichtlich
aufgehoben.

Nach dem Abschluss eines ers-
ten Teils der Sanierungsarbeiten
fassten die Gemeinschafter den
Beschluss, die bis dahin ausge-
filhrten Arbeiten zu genehmigen
und die Kosten aus der Instand-
haltungsriicklage zu finanzieren.

Gegen diesen Beschluss wendete
sich derselbe Wohnungseigen-
timer erneut mit einer Anfech-
tungsklage.

Das LG Hamburg vertrat in der
Berufungsinstanz die  Auffas-
sung, dass sich der Rechtsstreit
durch die Ausfiihrung der Arbei-
ten am Gesamtobjekt wahrend
des Rechtsstreits  vollstéindig

erledigt habe und hierdurch das
Rechtsschutzbediirfnis an einer
Sachentscheidung entfallen sei.
Als der Kléger nicht fiir erledigt
erkldren wollte, wies das Beru-
fungsgericht die Klage ab. Die
hiergegen gerichtete Revision
hatte Erfolg. Der BGH fiihrt in
seinem Urteil vom 13.5.2011
aus, dass sich das Rechtsschutz-
bediirfnis an einer Sachentschei-
dung durch den Vollzug eines
Beschlusses i.d.R. nicht erledige.
Die = Wohnungseigentiimerge-
meinschaft habe ein abstraktes
Interesse an Beschlussanfech-
tungsverfahren, weil es dem
Interesse der Gemeinschaft an
einer ordnungsgemilBen Verwal-
tung diene. Das Rechtsschutzbe-
diirfnis an einer Anfechtungs-
klage entfalle daher nur aus-
nahmsweise, wenn ein Erfolg
der Klage den Wohnungseigen-
timern oder der Gemeinschaft
keinen Nutzen mehr bringen
konne. Dies konne beispielswei-
se bei Eintritt der Bestandskraft
eines Zweitbeschlusses der Fall
sein. Umgekehrt sei es immer
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Schultze
Kommentar zu Text
1) Haben die Parteien in der mündlichen Verhandlung oder durch Einreichung eines
Schriftsatzes oder zu Protokoll der Geschäftsstelle den Rechtsstreit in der Hauptsache
für erledigt erklärt, so entscheidet das Gericht über die Kosten unter Berücksichtigung
des bisherigen Sach- und Streitstandes nach billigem Ermessen durch Beschluss. Dasselbe
gilt, wenn der Beklagte der Erledigungserklärung des Klägers nicht innerhalb einer
Notfrist von zwei Wochen seit der Zustellung des Schriftsatzes widerspricht, wenn der
Beklagte zuvor auf diese Folge hingewiesen worden ist.


anzunehmen, wenn nicht auszu-
schlieBen ist, dass sich von der
Entscheidung  Folgewirkungen
fir andere Beschlussanfechtun-
gen oder fiir die Anspriiche ge-
gen den Verwalter oder gegen
Dritte ergeben konnten. Dabei
seli insbesondere zu beachten,

dass ein bestandskréftiger Be-
schluss den Einwand ausschlie-
Be, dass dass die Entscheidung
insoweit nicht ordnungsgeméfer
Verwaltung entsprochen habe.
Vorliegend seien schon aufgrund
der erheblichen Kostensteige-
rung Regressanspriiche nicht

vollig auszuschlieBen, so dass
das Rechtsschutzinteresse an
einer Sachentscheidung jeden-
falls gegeben sei. Hierfiir ver-
wies der BGH den Rechtsstreit
zurlick an die Berufungsinstanz
(V_ZR 202/10).

Anbau Balkonanlage nur mit einstimmigem Beschluss

Das LG Liineburg hat in einem
Beschlussanfechtungsverfahren

entschieden, dass der Anbau
einer Balkonstdnderanlage nicht
mit doppelt qualifizierter Mehr-
heit nach § 22 Abs. 2 WEG be-
schlossen werden konne. Viel-
mehr lige eine bauliche Ande-
rung nach § 22 Abs. 1 WEG vor,

die einer Zustimmung aller
Wohnungseigentiimer  bediirfe.
Baurecht

Zur Begriindung fiihrte das Ge-
richt in seinem Urteil vom
31.5.2011 aus, dass das Erschei-
nungsbild der eher schlicht ge-
haltenen Fassade erheblich ver-
dndert wiirde. Es ldge damit eine
Anderung der Eigenart der
Wohnanlage vor. Zustimmungs-
pflichtig seien alle Wohnungsei-
gentiimer, § 14 Nr. 1 WEG. Die
Grenze sei iiberschritten, weil

sich die Innenhoffliche durch
die Balkone um rund 10% ver-
kleinern werde und zudem die
naheliegende Gefahr bestiinde,
dass durch die Bauarbeiten von
den Mietern rechtmiflig Miet-
minderungen in Anspruch ge-
nommen wirden, (9 S 75/10 —

IBR-Online).
Anmerkung: A.A. vgl. AG Hannover (Kur-
ze Meldungen)

Mangelhaftung bei Missachtung von technischen Vorgaben bei Fensterbeschlagen

Eine Wohnbaugesellschaft be-
stellte aus dem Lieferprogramm
eines Fensterherstellers 34 maB-
gefertigte Rundbogenfenster.
Der Hersteller der Fensterbe-
schlige wies in einem Anwen-
derschreiben darauf hin, dass der
Abstand zwischen oberen Len-
kerlager und dem hochsten
Punkt des Rundbogens nicht
héher als 400 mm sein darf. Die
Angabe bezog sich auf ein Ge-
wicht eines Fensterfliigels von
80 kg. Bei den vom Fensterher-
steller gefertigten Fenstern war
das Abstandsmafl um mehr als

50% tberschritten. Im Gegenzug
wogen die Fligel jedoch nur
23.4Kg.

Die Wohnbaugesellschaft riigte
die  Schwergingigkeit, der
Dreh/-Kipp- und Drehfliigel und
erklarte, dass eine Abnahme
verweigert wiirde. Es kam zum
Streit, der schlieBlich vor dem
BGH endete. Im Urteil vom
21.4.2011 fiihrten die fiinf Rich-
ter des Senates aus, dass die
Abweichung von technischen
Vorgaben rechtlich unbeachtlich
sei und deshalb ein Mangel im
Rechtssinne nach § 633 BGB
nicht vorliege. Der Sachverstin-
dige habe festgestellt, dass ein
Fenster dann als gebrauchstaug-
lich einzustufen sie, wenn es
einer Dauerfunktionspriifung
nach der Richtlinie RAL RG
607/3 oder der entsprechenden
DIN-Norm EN 1191 standhalte.

Diese Priifung sei erfolgreich
verlaufen. Die Schwergéngigkeit
der Fensterfliigel beruhe auf
einem unsachgeméfen Einbau
durch die Wohnbaugesellschaft
selbst. Die MaBe in dem An-
wenderschreiben bezogen sich
auf ein Hochstgewicht von 80 kg
pro Fensterfliigel. Die Malle
miissten nicht beachtet werden,
weil die Fliigel nur 23,4 kg wo-
gen.

Auch die geriigte Fehlerhaftig-
keit nach dem Produkthaftungs-
gesetz (ProdHaftG) ldge nicht
vor. Die Fenster seien nicht feh-
lerhaft im Sinne von § 3 Prod-
HaftG. Sie béten die Sicherheit,
die berechtigterweise erwartet
werden  diirfte.  Sie  seien
gebrauchs- und funktionstaug-
lich. Ein Instruktionsfehler (§ 3
Abs. 1b ProdHaftG) ldge auch
nicht vor. Die reklamierte Hin-
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bauliche Veränderungen und Aufwendungen, die über die ordnungsmäßige Instandhaltung
oder Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums hinausgehen, können beschlossen
oder verlangt werden, wenn jeder Wohnungseigentümer zustimmt, dessen Rechte durch
die Maßnahmen über das in § 14 Nr. 1 bestimmte Maß hinaus beeinträchtigt werden. Die
Zustimmung ist nicht erforderlich, soweit die Rechte eines Wohnungseigentümers nicht in
der in Satz 1 bezeichneten Weise beeinträchtigt werden.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Maßnahmen gemäß Absatz 1 Satz 1, die der Modernisierung entsprechend § 559
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches oder der Anpassung des gemeinschaftlichen
Eigentums an den Stand der Technik dienen, die Eigenart der Wohnanlage nicht ändern
und keinen Wohnungseigentümer gegenüber anderen unbillig beeinträchtigen, können
abweichend von Absatz 1 durch eine Mehrheit von drei Viertel aller stimmberechtigten
Wohnungseigentümer im Sinne des § 25 Abs. 2 und mehr als der Hälfte aller
Miteigentumsanteile beschlossen werden. Die Befugnis im Sinne des Satzes 1 kann durch
Vereinbarung der Wohnungseigentümer nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen werden.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Der Unternehmer hat dem Besteller das Werk frei von Sach- und Rechtsmängeln zu
verschaffen.
(2) Das Werk ist frei von Sachmängeln, wenn es die vereinbarte Beschaffenheit hat.
Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, ist das Werk frei von Sachmängeln,
1. wenn es sich für die nach dem Vertrag vorausgesetzte, sonst
2. für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist,
die bei Werken der gleichen Art üblich ist und die der Besteller nach der
Art des Werks erwarten kann.
Einem Sachmangel steht es gleich, wenn der Unternehmer ein anderes als das bestellte
Werk oder das Werk in zu geringer Menge herstellt.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ein Produkt hat einen Fehler, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die unter
Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere
a) seiner Darbietung,
b) des Gebrauchs, mit dem billigerweise gerechnet werden kann,
c) des Zeitpunkts, in dem es in den Verkehr gebracht wurde,
berechtigterweise erwartet werden kann.


weispflicht bestehe nicht, weil
sich das Anwenderschreiben des
Beschlagherstellers nicht auf die

Gesetzgebung

Die Bundesregierung hat im Mai
ithren Entwurf fir ein Miet-
rechtsdnderungsgesetz vorgelegt,
das dem Vermieter zahlreiche
neue Rechte und Gestaltungs-
moglichkeiten eréffnen soll.

1. Erleichterungen bei
der Zwangsraumung

Die Raumung nach dem Berliner
Modell ist eine von der Recht-
sprechung entwickelte Konstruk-
tion. Alles begann mit einem
Urteil vom Kammergericht Ber-
lin vom 14.2.2005 (8 U 144/04 —
ZIV 2005, 23). Nach einer frist-
losen Kiindigung hatte der Ver-
mieter einen  Raumungstitel
erstritten und sicherungsweise
von seinem Vermieterpfandrecht
Gebrauch gemacht. Der Ge-
richtsvollzieher verweigerte die
Réumung der Mietsache. Das
KG Berlin bestitigte schlieBlich
die Rechtsansicht und fiihrte aus,
dass es zudem keine Nutzungs-
ausfallentschdadigung nach §
546a BGB gibe.

Aus der Not machte der BGH im
Beschluss vom 17.11.2005 (I ZB
45/05) (ZIV 2006, 5) eine Tu-
gend und erklirte, dass der Ver-
mieter auf die Rdumung durch
den Gerichtsvollzieher auf diese
Weise auch verzichten konne
und diese selbst organisieren

eingebauten Fenster bezoge,
sondern nur auf solche, sie um

Mietrechtsanderungsgesetz

konne. Die Mdobel miisste er
dann einlagern und auf Anforde-
rung herausgeben.

Hierin liegt in der Praxis aber
gleichzeitig das Problem. Der
Vermieter wird vielfach unfrei-
williger Treuhénder von Sperr-
miill. Bei der Entsorgung mutiert
dann schon einmal das einfache
Supermarktgeschirr zu MeiBiner
Porzellan (vgl. BGH-Urteil vom
14.7.2010 (VIII ZR 45/09 — ZIV
2010, 51).

Die Probleme soll der Gesetz-
entwurf (§ 885a ZPO n.F.) besei-
tigen. Danach iibernimmt der
Gerichtsvollziecher die Doku-
mentation der zu entfernenden
Sachen des Mieters, wobei er
auch Dinge fiir den Sperrmiill
aussortieren kann, an denen of-
fenbar kein Interesse mehr be-
steht. Fordert der Mieter nach
der Rdumung nicht binnen eines
Monats seinen Hausrat ab, darf
der Vermieter die Verwertung
iiber den Gerichtsvollzieher ver-
anlassen. Die Sachen werden
dann je nach Wert entweder der
Versteigerung oder dem Sperr-
miill zugefiihrt. Die klassische
Réumung durch den Gerichts-
vollzieher diirfte damit sein fak-
tisches Ende finden.

Ein weiteres Rdumungsproblem
will die Bundesregierung mit
einem neuen § 940a ZPO n.F.
beseitigen. Der Vermieter hat bei
der Riumung sein Nachsehen,
wenn der Mieter den Besitz vor
der Rdumung einer volljdhrigen
Person allein oder zusétzlich

ein mehrfaches schwerer seien
(VIL ZR 130/10)

iiberldsst. (vgl. BGH — Beschluss
vom 19.3.2008, I ZB 56/06, ZIV
2008, 31, BGH-Beschluss vom
14.8.088, T ZB 39/08 — ZIV
2008, 62).

Der Gerichtsvollzieher priift,
wer sich in den Rdumen dauer-
haft aufhdlt und gegen wen ein
Titel vorliegt; ergeben sich hier-
bei Differenzen wird es mit der
vollstindigen Raumung schwer
und der Vermieter fingt wieder
von vorne an. Nach der neuen
gesetzlichen Regelung soll der
Réaumungstitel auch gegen sol-
che Personen wirken, die ohne
Kenntnis des Vermieters Besitz
an den Réaumlichkeiten erlangt
haben.

2. Gesetzliche Neurege-
lung eines  Kundi-
gungsgrundes

In § 569 BGB soll ein weiterer
Absatz fiir die Begriindung eines
wichtigen Grundes zur fristlosen
Kiindigung eingefiigt werden.
Danach soll der Vermieter auch
zur fristlosen Kiindigung berech-
tigt sein, wenn der Mieter trotz
Abmahnung die Kaution i.H.v.
zwei Monatsnettokaltmieten
nicht entrichtet.

der
von

3. Vereinfachung
Modernisierung
Wohnraum

Die Modernisierung von Wohn-
raum soll fiir den Vermiecter
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ertriglicher gestaltet werden. So
soll das Recht zur Mietminde-
rung kiinftig bei bestimmten
Modernisierungsmafinahmen
ausgeschlossen sein. So wird der
Mieter die Beldstigungen durch
die Bauarbeiten hinnehmen miis-
sen, wenn der Vermieter zur
Durchfiihrung der Modernisie-
rung rechtlich verpflichtet ist
(Stichwort: EnEV).

SCHULTZE "5

Bei energetischen Modernisie-
rungsmalnahmen ist der Mieter
schlieBlich zur Duldung ver-
pflichtet, wenn der Vermieter
anschlieBend auf eine Mieterho-
hung nach § 559 BGB verzichtet
(§ 555b Abs. 2 BGB n.F.). Wei-
tere Erleichterungen soll es fiir
die Darstellung des Einspa-
rungspotentials geben; hier soll
der Verweis auf anerkannte Pau-
schalwerte geniigen (§ 555 ¢
Abs. 2 BGB n.F.). Ganz wichtig

wird auch die zum Nachteil des
Mieters  eingefiigte =~ Wider-
spruchsfrist sein (§ 555 d Abs. 2
BGB n.F.). Danach muss der
Mieter bis zum Ablauf des Mo-
nats, der auf den Zugang der
Modernisierungsankiindigung
folgt, der Maflnahme widerspre-
chen, wenn er der Auffassung
ist, dass er sich zur Verhinde-
rung der MaBnahme auf eine
unangemessene Harte (vgl. §
554 Abs. 2 BGB) berufen kann.

Gesetz zur steuerlichen Forderung von energetischen Modernisierungsmafinahmen

Unter dem 6.6.2011 hat die
Bundesregierung dem Bundesrat
ihren Entwurf zur steuerlichen
Forderung von energetischen
Sanierungsmafinahmen zugelei-
tet (Drucksache 339/11).

Danach ist geplant, einen § 7e
EStG einzufiigen, der eine er-
hohte Absetzung fiir Aufwen-
dungen der energetischen Ge-
bdudesanierung gestattet. Dabei
soll der Steuerpflichtige 10% der
nachtréglichen Herstellungskos-
ten steuermindernd geltend ma-

In eigener Sache

Rechtsanwalt Kiihn hat im Juni
nunmehr auch den Titel des
Fachanwaltes fir Miet- und
Wohnungseigentumsrecht  er-
worben, woriiber wir uns sehr
freuen.

Unsere Kanzlei hat damit noch
einmal mehr an Profil gewonnen
und zeigt, dass wir unsere Leis-
tungen moglichst gut an die Be-
diirfnisse der Immobilienverwal-
ter und Bautrdger anpassen wol-
len und fachlich auch kénnen.

Seit Anfang Mai verstirkt Frau
Rechtsanwiltin Katja Schrame-

chen konnen. Gefordert werden
BaumalBnahmen mit denen ins-
besondere erreicht wird, dass das
Gebdude einen Primérenergie-
darf von 85% des zum Zeitpunkt
des Beginns der MaBnahme
vergleichbaren Neubaus nicht
iiberschreitet.

Die Inanspruchnahme von Dop-
pelforderungen wird im Geset-
zesentwurf jedoch unterbunden.
Nehmen  Steuerpflichtige fiir
vergleichbare ~ Aufwendungen
bereits steuerliche Forderungen

dei unser Team als dritte Anwal-
tin.

Frau Schramedei hat in Leipzig
Rechtswissenschaften  studiert
und das Referendariat abgeleis-
tet. Dabei hat sie im Mietrechts-
referat beim AG Leipzig erste

fiir Modernisierungsaufwendun-
gen in Sanierungsgebieten oder
fiir Baudenkmale in Anspruch
(§§ 7h, 7i EStG), kdnnen erhohte
Absetzungen nach § 7¢ EStG
nicht geltend gemacht werden.
Das gleiche gilt, wenn zinsver-
billigte Darlehen, steuerfreie
Zuschiisse aus anderen Forder-
programmen (z.B. Kfw-
Darlehen) oder eine Forderung
nach dem Investitionszulagen-
gesetz fiir das Gebdude in An-
spruch genommen wurden.

mietrechtliche
sammeln konnen.

Erfahrungen

Im Anschluss hieran hat sie bei
einem Leipziger Fachanwalt fiir
Miet- und WEG-Recht die
neunmonatige  Anwaltsstation
verbracht und dort Einblick in
das WEG-Recht erhalten.

Seit Juni kann sie ihre Kenntnis-
se im Fachanwaltslehrgang fiir
Miet- und WEG-Recht weiter
vertiefen.
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur Einsparung von Energie oder Wasser
oder zur Schaffung neuen Wohnraums hat der Mieter zu dulden. Dies gilt nicht, wenn
die Maßnahme für ihn, seine Familie oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts
eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des
Vermieters und anderer Mieter in dem Gebäude nicht zu rechtfertigen ist. Dabei sind
insbesondere die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen Folgen, vorausgegangene
Aufwendungen des Mieters und die zu erwartende Mieterhöhung zu berücksichtigen. Die
zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen, wenn die Mietsache
lediglich in einen Zustand versetzt wird, wie er allgemein üblich ist.


Veranstaltungen

Zeit: 28.7.2011: 18 Uhr

RA Heinz G. Schultze:

Verwalterstammtisch Leipzig "=

Ort: Leipzig, Paulaner Klostergasse

Schriftliche Einladung folgt gesondert.

Die Kostentragung bei der Instandsetzung von Sonder- und Gemeinschaftseigentum

- Schadigungen ausgehend vom Gemeinschaftseigentum im Sondereigentum und umgekehrt
- Schadigungen ausgehend vom Sondereigentum in anderem Sondereigentum

- Schadigungen bei der Beseitigung von Schiden

- Abgrenzungsfragen (Duplexparker, Fenster & Co.)
- Schadensersatzpflichten der Beteiligten bei schleppender, unterbliebener oder erfolgloser Instandsetzung

Verzugszinssatze

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis-
zinssatz
%
1.1. bis 30.6.2002 2,57
1.7. bis 31.12.2002 2,47
1.1. bis 30.6.2003 1,97
1.7. bis 31.12.2003 1,22
1.1. bis 30.6.2004 1,14
1.7. bis 31.12.2004 1,13
1.1. bis 30.6.2005 1,21
1.7. bis 31.12.2005 1,17
1.1. bis 30.6.2006 1,37
1.7. bis 31.12.2006 1,95

Der Gléaubiger kann nach dem
Eintritt der Félligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fiir die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,

die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis ankniipft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Fintritt des Verzugs
rechtfertigen (§ 286 Abs. 2
BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
iiber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,

Verzugs- Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz Verbrau- satz % zZugs- Verbrau-
% cherbeteili- zins- cherbeteili-
gung % satz % gung %
7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7
7,47 10,47 1.7.bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19
6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32
6,22 9,22 1.7.bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19
- At d— .1, bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62
INeuer Basiszins _
0,13 .bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12
6,21 . bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12
6,17 .bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12
6,37 . bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12
6,95 .bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37

wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (§ 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
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Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 286 Verzug des Schuldners *)
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für
die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an
nach dem Kalender berechnen lässt,
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der
sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen
Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher
ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders
hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist,
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

Schultze
Beschriftung
Neuer Basiszins


zinssatz betrégt flir das Jahr fiinf
Prozentpunkte bzw. flir Rechts-
geschifte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
iiber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verdndert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
groBe seit der letzten Verdnde-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-

groBe ist der Zinssatz fir die
jiungste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Européischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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